
Verwaltungstransparenz
zwischen  Rechtsanspruch  und
Verwaltungspraxis
Finanzielle, strukturelle und politische Hürden begrenzen die
praktische Wirksamkeit des Öffentlichkeitsprinzips bis heute
erheblich.  Trotz  gesetzlicher  Grundlagen  versuchen  Behörden
immer  wieder,  Transparenz  durch  hohe  Gebühren,  langwierige
Verfahren  oder  restriktive  Auslegung  des  Rechts
einzuschränken.  Besonders  deutlich  zeigt  sich  dies  bei
politisch sensiblen Verfahren wie dem jahrelangen Streit um
Dokumente  der  Konferenz  der  kantonalen
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) oder aktuellen
Konflikten  um  Unterlagen  zur  Credit-Suisse-Krise  und  zum
Zollstreit mit den USA. Die Durchsetzung von Transparenz hängt
damit stark von verfügbaren Ressourcen ab. Gerichtsverfahren
können oft nur von grossen Medienhäusern getragen werden. Der
Verein Öffentlichkeitsgesetz.ch versucht deshalb, den Zugang
zu  Informationen  nicht  nur  über  Gerichtsverfahren,  sondern
auch  über  parlamentarische  Reformen,  Schlichtungsverfahren,
praxistaugliche  Leitlinien  und  den  Aufbau  von  Vertrauen
zwischen Verwaltung, Medien und Öffentlichkeit zu stärken.
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